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IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch die Richterin Mag. Gabriele ACHLEITNER Uber die Beschwerde des XXXX,
geb. XXXX , StA. MAROKKO gegen den Bescheid des BFA, Erstaufnahmestelle West (EASt-West) vom 07.12.2020, ZI.
XXXX, zu Recht:

A)
Die Beschwerde wird als unbegriindet abgewiesen.
B)

Die Revision ist gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.

Text

Entscheidungsgrinde:
I. Verfahrensgang:

1. Der Beschwerdefiihrer stellte am 30.11.2020 einen Antrag auf internationalen Schutz, den er mit wirtschaftlichen
Motiven begrindete. Vor der belangten Behorde fuhrte er naher aus, dass er in Marokko zusammen mit den Eltern,
neun Brudern und einer Schwester gelebt habe. Die Familie arbeite in der Landwirtschaft und es gehe ihnen finanziell
sehr schlecht. Der Staat biete keine Unterstutzung, er habe keine Lebensgrundlage im Herkunftsstaat.

2. Mit dem angefochtenem Bescheid vom 07.12.2020 wies die belangte Behdrde den Antrag des
Beschwerdeflihrers auf internationalen Schutz hinsichtlich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten
(Spruchpunkt 1.) sowie hinsichtlich des Status des subsidiar Schutzberechtigten in Bezug auf seinen Herkunftsstaat
Marokko (Spruchpunkt II.) als unbegriindet ab. Zugleich erteilte sie dem Beschwerdefihrer keinen Aufenthaltstitel aus
Grinden des8 57 AsylG 2005 (Spruchpunkt IIl.), erlieR gegen den Beschwerdefiihrer eine Ruckkehrentscheidung
(Spruchpunkt IV.) und stellte fest, dass seine Abschiebung nach Marokko zulassig ist (Spruchpunkt V.). Eine Frist fur die
freiwillige Ausreise besteht nicht (Spruchpunkt VI.) Zugleich erkannte die belangte Behorde einer Beschwerde gegen
diese Entscheidung die aufschiebende Wirkung ab (Spruchpunkt VIL.).

3. Gegen diesen Bescheid richtet sich die Beschwerde vom 28.12.2020, worin auf die vorherrschenden
Versorgungs- und Lebensbedingungen in Marokko verwiesen wird. Bei einer Ruckkehr drohe dem Beschwerdefiihrer
eine Verletzung von Art 2 und 3 EMRK.

4.  Beschwerde und Verwaltungsakt langte am 30.12.2020 vollstandig in der Gerichtsabteilung 1412 ein.
Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen:

Der volljahrige Beschwerdefuhrer ist ledig, kinderlos, Staatsangehoriger von Marokko und bekennt sich zum
moslemischen Glauben. Er gehort der Volksgruppe der Araber an. Seine Identitat steht nicht fest.

Der Beschwerdefihrer ist gesund und arbeitsfahig.

Er reiste im Oktober 2020 legal mit gultigem Reisedokument aus Marokko in die Tirkei aus und gelangte weiter tUber
Griechenland und die Balkanroute nach Osterreich. Er hilt sich seit (mindestens) der Asylantragstellung in Osterreich
auf.

Die Eltern des Beschwerdeflihrers sowie neun Brider und eine Schwester leben in Marokko. Der Beschwerdefihrer
lebte bis zur Ausreise mit seiner Familie. Seine Angehorigen im Herkunftsstaat sind in der Landwirtschaft tatig. Zur
Familie pflegt er telefonischen Kontakt. In Osterreich verfiigt der Beschwerdefiihrer (iber keine Verwandten und Gber
keine mal3geblichen privaten und familidren Beziehungen.
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Der Beschwerdeflhrer spricht Arabisch, besuchte sechs Jahre lang eine Schule in Marokko und arbeitete anschliel3end
in der Landwirtschaft. Er sammelte auch Arbeitserfahrung als Fliesenleger. Aufgrund seiner bisherigen Tatigkeiten in
Marokko hat er eine Chance, auch hinktnftig am dortigen Arbeitsmarkt unterzukommen.

Der Beschwerdefiihrer ist in Osterreich nicht vorbestraft. Er geht keiner Beschiftigung nach und bezieht Leistungen
von der staatlichen Grundversorgung. Er war bis 15.12.2020 in einer Fluchtlingsunterkunft in Oberdsterreich
untergebracht. Aktuell verflgt der Beschwerdefuhrer Uber keinen Wohnsitz.

Der Beschwerdeflhrer weist in Osterreich keine maRgeblichen Integrationsmerkmale in sprachlicher, beruflicher und
kultureller Hinsicht auf.

1.2. Zu den Fluchtmotiven des Beschwerdefiihrers:

Der Beschwerdefihrer macht fir sein Verlassen des Herkunftsstaates die schlechte wirtschaftliche Lage
verantwortlich. Der Angabe, keine Arbeit zu finden, kommt keine Asylrelevanz zu. Eine Verfolgung oder Bedrohung aus
irgendeinem in der GFK angefuhrten Grund (Rasse, Religion, Nationalitat, Zugehdorigkeit zu einer bestimmten sozialen
Gruppe oder der politischen Gesinnung) brachte er in keiner Weise vor und haben sich im Verfahren auch keine

Hinweise darauf ergeben.
1.3. Zu den Feststellungen zur Lage in Marokko:
Marokko ist gemal3 § 1 Z 9 HStV ein sicherer Herkunftsstaat.

Hinsichtlich der aktuellen Lage im Herkunftsstaat des Beschwerdeflhrers sind gegentber den im angefochtenen
Bescheid vom 07.12.2020 getroffenen Feststellungen keine entscheidungsmaRgeblichen Anderungen eingetreten. Im
angefochtenen Bescheid wurde das aktuelle (Stand 08.11.2019, letzte Kurzinformation eingefligt am 09.07.2020)
.Landerinformationsblatt der Staatendokumentation” =zu Marokko vollstandig zitiert. Im Rahmen des
Beschwerdeverfahrens ist auch keine Anderung bekannt geworden, sodass das Bundesverwaltungsgericht sich diesen

Ausfihrungen vollinhaltlich anschlieBt und auch zu den seinen erhebt.
Fallbezogen werden nachstehende Passagen daraus hervorgehoben:
18.  Grundversorgung

Letzte Anderung: 9.7.2020

Die Grundversorgung der Bevolkerung ist gewahrleistet, Brot, Zucker und Gas werden subventioniert. Staatliche soziale
Unterstitzung ist kaum vorhanden, vielfach sind religiés-karitative Organisationen tatig. Die entscheidende Rolle bei
der Betreuung Bedurftiger spielt nach wie vor die Familie. Staatliche und sonstige Aufnahmeeinrichtungen fur
Ruckkehrer gibt es nicht (AA 14.2.2018).

Konig Mohammed VI. und die bisherige Regierung streben eine durchgreifende Modernisierung und Diversifizierung
des Landes an, das seine Chancen neben dem Hauptpartner EU verstarkt in Afrika sucht. Gebergemeinschaft, OECD
und IWF unterstitzen diesen Modernisierungskurs (AA 6.5.2019c). Formal ist Marokko eine freie Marktwirtschaft.
Bedingt durch die starke Stellung der Konigsfamilie und alteingesessener Eliten ist der Wettbewerb jedoch verzerrt.
Seit dem Machtantritt von Kénig Mohammed VI. hat die Vormachtstellung der Kénigsfamilie in Schlusselsektoren wie
Landwirtschaft, Bergbau, Einzelhandel, Transport, Telekommunikation und erneuerbaren Energien weiter
zugenommen. Gleichzeitig sind immer mehr Marokkaner auf Uberweisungen aus dem Ausland angewiesen, um zu
Uberleben (GIZ 5.2020c¢).

Ein gravierendes Problem bildet nach wie vor die Arbeitslosigkeit 2018 (laut IMF bei 9,8%, Dunkelziffer liegt wesentlich
héher), vor allem unter der Jugend (OB 5.2019). Der Bevélkerungszuwachs in den aktiven Altersgruppen liegt deutlich
hoher als die Schaffung neuer Arbeitsplatze. Die reale Arbeitslosenquote, insbesondere bei Jugendlichen, liegt deutlich
Uber den offiziell angegebenen ca. 10% (AA 6.5.2019c¢).

Laut Informationen der Weltbank steht Marokko in der MENA-Region bei der Hohe der Auslandsiberweisungen von
Migranten (Remittances) an zweiter Stelle. Zur Sicherung des sozialen und politischen Friedens verteilt der Staat
Subventionen: Diese wurden in den letzten Jahren allerdings gekurzt, von 5 Mrd. Euro auf voraussichtlich umgerechnet



1,2 Mrd. Euro in 2018. Fur das Jahr 2019 wurde eine Erhéhung um 30% auf 1,6 Mrd. Euro angekindigt. Trotz
Subventionskurzungen und Privatisierungen hat die Staatsverschuldung in den vergangenen Jahren zugenommen (GIZ
5.2020c¢).

Der informelle Bereich der Wirtschaft wird statistisch nicht erfasst, entfaltet aber erhebliche Absorptionskraft fur den
Arbeitsmarkt. Fremdsprachenkenntnisse - wie sie z.B. Heimkehrer aufweisen - sind insbesondere in der
Tourismusbranche und deren Umfeld nutzlich. Arbeitssuchenden steht die Internet-Plattform des nationalen
Arbeitsmarktservices ANAPEC zur Verfigung (www.anapec.org), die neben aktueller Beschaftigungssuche auch Zugang
zu Fortbildungsmaglichkeiten vermittelt. Unter 30-Jahrige, die bestimmte Bildungsebenen erreicht haben, kénnen mit
Hilfe des OFPPT (www.ofppt.ma/) eine weiterfihrende Berufsausbildung einschlagen. Die marokkanische Regierung
fihrt Programme der Armutsbekampfung (INDH) und des sozialen Wohnbaus. Eine staatlich garantierte
Grundversorgung/arbeitsloses Basiseinkommen existiert allerdings nicht. Der Mindestlohn (SMIG) liegt bei 2.570
Dirham (ca. EUR 234). Ein Monatslohn von etwa dem Doppelten dieses Betrags gilt als durchaus burgerliches
Einkommen. Statistisch betrdgt der durchschnittliche Monatslohn eines Gehaltsempfangers 4.711 Dirham, wobei
allerdings die Halfte der - zur Sozialversicherung angemeldeten - Lohnempfanger nur den Mindestlohn empfangt. Ein
ungelernter Hilfsarbeiter erhalt fUr einen Arbeitstag (10 Std.) ca. 100 Dirham, lllegale aus der Subsahara erhalten
weniger (OB 5.2019).

Quellen:

- AA - Auswartiges Amt (14.2.2018): Bericht Uber die asyl- und abschiebungsrelevante Lage im Konigreich Marokko,
https://www.ecoi.net/en/file/local/1424844/4598_1519120123_auswaertiges-amt-bericht-asyl-und-
abschiebungsrelevante-lage-im-koenigreich-marokko-stand-november-2017-14-02-2018.pdf, Zugriff 14.10.2019

- AA - Auswartiges Amt (6.5.2019c): Marokko - Wirtschaft, https://www.auswaertiges-
amt.de/de/aussenpolitik/laender/marokko-node/wirtschaft/224082, Zugriff 5.9.2019

- GIZ - Deutsche Gesellschaft flr Internationale Zusammenarbeit (5.2020¢): LIPortal - Marokko - Wirtschaft &
Entwicklung, https://www.liportal.de/marokko/wirtschaft-entwicklung/, Zugriff 6.7.2020

- 0B - Osterreichische Botschaft in Rabat (5.2019): Asyllanderbericht Marokko
20. Ruckkehr
Letzte Anderung: 8.11.2019

Das Stellen eines Asylantrags im Ausland ist nicht strafbar und wird nach Erkenntnissen des Auswartigen Amts von den
Behdrden nicht als Ausdruck oppositioneller Gesinnung gewertet. Aus den letzten Jahren sind keine Falle bekannt, in
denen es zu einem Gerichtsurteil wegen der Stellung eines Asylantrags oder wegen des in einem Asylantrag
enthaltenen Vorbringens gekommen ware (AA 14.2.2018).

Auf institutioneller Basis wird Ruckkehrhilfe von IOM organisiert, sofern der abschiebende Staat mit IOM eine
diesbeziigliche Vereinbarung (mit Kostenkomponente) eingeht; Osterreich hat keine solche Abmachung getroffen.
Ruckkehrer ohne eigene finanzielle Mittel dirften priméar den Beistand ihrer Familie ansprechen; gelegentlich bieten
auch NGOs Unterstitzung. Der Verband der Familie und GroRfamilie ist primdarer sozialer Ankerpunkt der Marokkaner.
Dies gilt mehr noch fir den landlichen Raum, in welchem Uber 40% der Bevdlkerung angesiedelt und beschéftigt sind.
Ruckkehrer wirden in aller Regel im eigenen Familienverband Zuflucht suchen. Der Wohnungsmarkt ist Uber lokale
Printmedien und das Internet in mit Europa vergleichbarer Weise zuganglich, jedenfalls fir den stadtischen Bereich
(OB 5.2019).

Quellen:

- AA - Auswartiges Amt (14.2.2018): Bericht Uber die asyl- und abschiebungsrelevante Lage im Konigreich Marokko,
https://www.ecoi.net/en/file/local/1424844/4598_1519120123_auswaertiges-amt-bericht-asyl-und-
abschiebungsrelevante-lage-im-koenigreich-marokko-stand-november-2017-14-02-2018.pdf, Zugriff 6.9.2019

- OB - Osterreichische Botschaft in Rabat (5.2019): Asyllanderbericht Marokko

Eine nach Marokko zurtickkehrende Person, bei welcher keine berucksichtigungswurdigen Grinde vorliegen, wird
durch eine Ruckkehr nicht automatisch in eine unmenschliche Lage versetzt.



2. Beweiswurdigung:

Zur Feststellung des fur die Entscheidung malRgebenden Sachverhaltes wurden im Rahmen des Ermittlungsverfahrens
Beweise erhoben durch die Einsichtnahme in den Akt der belangten Behorde unter zentraler Bertcksichtigung der
niederschriftlichen Angaben des Beschwerdeflihrers vor dieser und den Organen des ¢ffentlichen Sicherheitsdienstes,
in den bekdampften Bescheid und in den Beschwerdeschriftsatz sowie in das aktuelle ,Landerinformationsblatt der
Staatendokumentation” zu Marokko.

Der BeschwerdefUhrer bestreitet den von der belangten Behdrde festgestellten Sachverhalt nicht substantiiert und
erstattete in der Beschwerde auch kein konkretes sachverhaltsbezogenes Vorbringen, sodass das
Bundesverwaltungsgericht den mafgeblichen Sachverhalt als ausreichend ermittelt ansieht und sich der von der

belangten Behdérde vorgenommenen, nachvollziehbaren Beweiswurdigung vollumfanglich anschlief3t.

Die belangte Behorde hat ein ordnungsgemaBes Ermittlungsverfahren durchgefuhrt und in der Begrindung des
angefochtenen Bescheides die Ergebnisse dieses Verfahrens, die bei der Beweiswurdigung maRgebenden Erwagungen
und die darauf gestutzte Beurteilung der Rechtsfrage klar und Ubersichtlich zusammengefasst. Das
Bundesverwaltungsgericht verweist daher zunachst auf diese schlissigen und nachvollziehbaren beweiswirdigenden
Ausfihrungen der belangten Behorde im angefochtenen Bescheid. Auch der Beschwerde vermag das
Bundesverwaltungsgericht keine neuen Sachverhaltselemente zu entnehmen, welche geeignet waren, die von der

erstinstanzlichen Behérde getroffenen Entscheidungen in Frage zu stellen.
2.2. Zur Person des Beschwerdefuhrers:

Die Feststellungen zu seinen Lebensumstanden, seinem Gesundheitszustand, seiner Arbeitsfahigkeit, seiner Herkunft,
seiner Glaubens- und Volkszugehdrigkeit sowie seiner Staatsangehorigkeit grinden sich auf die diesbezuglichen
glaubhaften Angaben des Beschwerdefuhrers bei seiner Asylantragstellung (Ersteinvernahme, AS 5ff) und decken sich
diese Angaben in der Niederschrift vor der belangten Behdrde (AS 29ff und 55ff). Die belangte Behdrde hat diese
Feststellungen korrekt und nachvollziehbar gewurdigt. Aus dem Beschwerdevorbringen sind keine Zweifel an der
Richtigkeit dieser Feststellungen zur Person des Beschwerdeflhrers aufgekommen. Dass der Beschwerdefuhrer in
Osterreich Uber keine maRgeblichen persénlichen und familidren Beziehungen verfligt, ergibt sich aus den Angaben
des Beschwerdeflihrers anlasslich seiner Einvernahme (AS 34)) sowie aus dem Umstand seines erst kurzen Aufenthalts
in Osterreich.

Da der Beschwerdefiihrer erst sein knapp einem Monat in Osterreich ist, sind integrative Verfestigungen in
sprachlicher, beruflicher oder gesellschaftlicher Sicht schon aus diesem Grund auszuschlieBen und wurde auch kein
diesbezlgliches Vorbringen erstattet. Die Gewahrung der vorlUbergehenden Grundversorgung fur hilfs- und
schutzbedrftige Fremde in Osterreich ergibt sich aus dem Speicherauszug aus dem Betreuungsinformationssystem.
Daraus ist auch ersichtlich, dass der Beschwerdefuhrer nicht erwerbstatig ist und in einer Betreuungseinrichtung des
Bundes untergebracht war. Der nicht mehr aufrechte Wohnsitz seit 15.12.2020 ergibt sich aus dem ZMR.

Da der Beschwerdefihrer den ¢sterreichischen Behdrden keine identitdtsbezeugenden Dokumente vorlegen konnte,
steht seine Identitat nicht zweifelsfrei fest.

Die Feststellung Uber die strafgerichtliche Unbescholtenheit des Beschwerdefuhrers ergibt sich aus einer Abfrage des
Strafregisters der Republik Osterreich vom 29.12.2020.

2.3. Zu den Fluchtgrinden des Beschwerdefiuhrers:

Der Beschwerdeflhrer gab als Ausreisegrund an, dass die Wirtschaftslage in Marokko schlecht sei. Der Staat
unterstlutze die Blrger nicht, er gebe weder Sozialleistungen noch Arbeitslosengeld. Er sei ausgereist, um sich eine
Zukunft aufzubauen und die Familie in Marokko zu unterstitzen.

Zunachst ist zu entgegnen, dass sich aus dem soeben zitierten Landerinformationsblatt ergibt, dass die Arbeitslosigkeit
zwar weiterhin ein Problem darstellt, das nationale Arbeitsmarktservice aber eine Internet-Plattform zur
Arbeitsvermittlung zur Verfigung stellt und auch Fortbildungsmdoglichkeiten angeboten werden. Von der
marokkanischen Regierung wird auch ein Programm zur Armutsbekampfung und des sozialen Wohnbaus gefthrt und
ist eine medizinische Behandlung auch fur nicht krankenversicherte Personen mit sehr geringem Einkommen durch
das System RAMED gesichert. Der Beschwerdeflhrer brachte jedenfalls keine gesundheitlichen Einschrankungen oder
einen Behandlungsbedarf vor, sodass auf spezifische medizinische Versorgungsmaoglichkeiten nicht weiter



eingegangen werden muss.

Damit machte er keine Furcht vor Verfolgung aus einem Konventionsgrund geltend. Dazu stellte der
Verwaltungsgerichtshof in seinem Stammrechtssatz (E 20. Februar 1985, 85/01/0052) bereits fest, dass allein
wirtschaftliche Griinde eine Feststellung der Flichtlingseigenschaft nicht zu rechtfertigen vermdogen.

Selbst in einem Staat herrschende allgemein schlechte Verhéltnisse oder burgerkriegsahnliche Zustande begriinden
flr sich alleine auch noch keine Verfolgungsgefahr im Sinne der Genfer Flichtlingskonvention. Um eine Verfolgung im
Sinne des AsylG 2005 erfolgreich geltend zu machen, bedarf es einer zusatzlichen, auf asylrelevante Grinde gestutzten
Gefahrdung des Asylwerbers, die Uber die gleichermalBen die anderen Staatsbirger des Herkunftsstaates treffenden
Unbilligkeiten hinaus geht (VwGH 19.10.2000, 98/20/0233). Solche Grinde wurden vom Beschwerdefuhrer nicht ins
Treffen gefUhrt.

Es ist fur das Bundesverwaltungsgericht schlissig nachvollziehbar, dass die belangte Behdrde dieses Fluchtvorbringen
als nicht asylrelevant einstuft. Dieser Beurteilung tritt auch die Beschwerde in keiner Weise entgegen, sodass fur das
Bundesverwaltungsgericht kein Grund besteht, an der Wirdigung der belangten Behdrde zu zweifeln. Daher schlief3t
sich das Bundesverwaltungsgericht dieser Beweiswilrdigung vollinhaltlich an. Andere Grinde wurden im
Beschwerdeschriftsatz nicht vorgetragen. Damit ist die Beurteilung der Fluchtgrinde und die diesbezlgliche
Beweiswurdigung durch die belangte Behorde nicht zu beanstanden, sodass sich das Bundesverwaltungsgericht dieser
anschlief3t.

Da der Beschwerdefuhrer in seiner Beschwerde dem bekampften Bescheid nicht substantiiert entgegen trat und sich
seine Beschwerdebegriindung darin erschopfte, sein Fluchtvorbringen weiter aufrecht zu halten, ergeben sich auch
keine Zweifel am Zutreffen der von der belangten Behorde getroffenen Feststellungen und ihrer Beweiswirdigung.

2.4. Zum Herkunftsstaat:

Die Feststellungen zur Lage im Herkunftsstaat beruhen auf dem aktuellen Landerinformationsbericht der
Staatendokumentation fir Marokko samt den dort publizierten Quellen und Nachweisen. Dieser
Landerinformationsbericht stitzt sich auf Berichte verschiedener auslandischer Behodrden, etwa die allgemein
anerkannten Berichte des Deutschen Auswartigen Amtes, als auch jene von internationalen Organisationen, wie bspw.
dem UNHCR, sowie Berichte von allgemein anerkannten unabhangigen Nachrichtenorganisationen.

Angesichts der Seriositat und Plausibilitat der angefiihrten Erkenntnisquellen sowie dem Umstand, dass diese Berichte
auf einer Vielzahl verschiedener, voneinander unabhangigen Quellen beruhen und dennoch ein in den Kernaussagen
Ubereinstimmendes Gesamtbild ohne wissentliche Widerspruche darbieten, besteht kein Grund, an der Richtigkeit der

Angaben zu zweifeln.

Der Beschwerdeflhrer trat diesen Quellen und deren Kernaussagen zur Situation im Herkunftsland nicht substantiiert
entgegen.

Aufgrund der Kirze der verstrichenen Zeit zwischen der Bescheiderlassung und der vorliegenden Entscheidung des
BVWG ergeben sich keine Anderungen zu den im bekdmpften Bescheid getroffenen Linderfeststellungen und wird
Marokko wie schon zum Zeitpunkt der Bescheiderlassung weiterhin als sicherer Herkunftsstaat gemal3 § 1 Z 9 HStV
gefuhrt. Das Bundesverwaltungsgericht schlieRt sich daher diesen Feststellungen vollinhaltlich an.

3. Rechtliche Beurteilung:

Zu A) Abweisung der Beschwerde:

3.1. Zur Nichtgewahrung von Asyl (Spruchpunkt I. des angefochtenen Bescheides):
3.1.1. Rechtslage

GeméR § 3 Abs. 1 AsylG 2005 ist einem Fremden, der in Osterreich einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt hat,
soweit dieser Antrag nicht bereits gemal? §§ 4, 4a oder 5 leg. cit. zurlickzuweisen ist, der Status des Asylberechtigten
zuzuerkennen, wenn glaubhaft ist, dass ihm im Herkunftsstaat Verfolgung im Sinne des Art 1 Absch A Z 2 Genfer
Fluchtlingskonvention (GFK) droht.

Im Sinne des Art 1 Absch A Z 2 GFK ist als Fliichtling anzusehen, wer sich aus wohlbegrindeter Furcht, aus Grinden der
Rasse, Religion, Nationalitat, Zugehdrigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder der politischen Gesinnung


https://www.jusline.at/entscheidung/53629
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verfolgt zu werden, aulRerhalb seines Heimatlandes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furch
nicht gewillt ist, sich des Schutzes dieses Landes zu bedienen; oder wer staatenlos ist, sich in Folge obiger Umstande
auBerhalb des Landes seines gewdhnlichen Aufenthaltes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese
Furcht nicht gewillt ist, in dieses Land zurtickzukehren.

Zentraler Aspekt der in Art 1 Absch A Z 2 GFK definierten Verfolgung im Herkunftsstaat ist die wohlbegriindete Furcht
vor Verfolgung. Eine Furcht kann nur dann wohlbegrindet sein, wenn sie im Lichte der speziellen Situation des
Asylwerbers unter Berticksichtigung der Verhaltnisse im Verfolgerstaat objektiv nachvollziehbar ist. Es kommt nicht
darauf an, ob sich eine bestimmte Person in einer konkreten Situation tatsachlich flrchtet, sondern ob sich eine mit
Vernunft begabte Person in dieser Situation aus Konventionsgrinden firchten wirde. Unter Verfolgung ist ein
ungerechtfertigter Eingriff von erheblicher Intensitdt in die zu schitzende persdnliche Sphéare des einzelnen zu
verstehen. Erhebliche Intensitat liegt vor, wenn der Eingriff geeignet ist, die Unzumutbarkeit der Inanspruchnahme des
Schutzes des Heimatstaates zu begrinden. Die Verfolgungsgefahr steht mit der wohlbegrindeten Furcht in engstem
Zusammenhang und ist Bezugspunkt der wohlbegriindeten Furcht. Eine Verfolgungsgefahr ist dann anzunehmen,
wenn eine Verfolgung mit einer maf3geblichen Wahrscheinlichkeit droht, die entfernte Moglichkeit einer Verfolgung
genugt nicht (VwGH 06. Oktober 1999, 99/01/0279).

Selbst in einem Staat herrschende allgemein schlechte Verhaltnisse oder burgerkriegsahnliche Zustéande begriinden
flr sich alleine noch keine Verfolgungsgefahr im Sinne der Genfer Fliichtlingskonvention. Um eine Verfolgung im Sinne
des AsylG 2005 erfolgreich geltend zu machen, bedarf es einer zusatzlichen, auf asylrelevante Griinde gestitzten
Geféhrdung des Asylwerbers, die Uber die gleichermaBen die anderen Staatsbirger des Herkunftsstaates treffenden
Unbilligkeiten hinaus geht (VwGH 19.10.2000, 98/20/0233).

3.1.2. Anwendung der Rechtslage auf den gegenstandlichen Fall

Wie in der Beweiswiirdigung dargestellt, kommt den vorgebrachten Fluchtgriinden (wirtschaftliche Motive) keine
Asylrelevanz zu.

Die Voraussetzungen fur die Erteilung von Asyl sind daher nicht gegeben. Aus diesem Grund war die Beschwerde
gegen Spruchpunkt I. des angefochtenen Bescheides gemadR § 28 Abs. 2 VWGVG iVm§ 3 Abs. 1 AsylG 2005 als
unbegriindet abzuweisen.

3.2.  Zur Nichtgewahrung von subsididrem Schutz (Spruchpunkt Il. des angefochtenen Bescheides):
3.2.1. Rechtslage

Gemal § 8 Abs. 1 Z 1 AsylG 2005 ist einem Fremden der Status eines subsididr Schutzberechtigten zuzuerkennen, der
in Osterreich einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt hat, wenn dieser in Bezug auf die Zuerkennung des
Status des Asylberechtigten abgewiesen wird, wenn eine Zurtickweisung, Zurlckschiebung oder Abschiebung des
Fremden in seinen Herkunftsstaat eine reale Gefahr einer Verletzung von Art 2 EMRK, Art 3 EMRK oder der Protokolle
Nr 6 oder Nr 13 zur EMRK (ZPERMRK) bedeuten wirde oder fur ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des
Lebens oder der Unversehrtheit infolge willklrlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen
Konfliktes mit sich bringen wirde.

Im Rahmen der Priifung des Einzelfalls ist die Frage zu beantworten, ob einem Fremden im Falle der Abschiebung in
seinen Herkunftsstaat ein - Uber eine bloRBe Moglichkeit hinausgehendes - "real risk" einer gegen Art 3 EMRK
verstolRenden Behandlung droht (vgl. VwGH 28.06.2011, 2008/01/0102). Die dabei aufgrund konkreter vom Fremden
aufgezeigter oder von Amts wegen bekannter Anhaltspunkte anzustellende Gefahrenprognose erfordert eine
ganzheitliche Bewertung der Gefahren und hat sich auf die personliche Situation des Betroffenen in Relation zur
allgemeinen Menschenrechtslage im Zielstaat zu beziehen (VwGH 15.12.2010, 2006/19/1354; 31.05.2005,
2005/20/0095, 31.03.2005, 2002/20/0582).

Die Abschiebung eines Fremden in den Herkunftsstaat kann eine Verletzung von Art 3 EMRK bedeuten, wenn der
Betroffene dort keine Lebensgrundlage vorfindet, also bezogen auf den Einzelfall die Grundbedirfnisse der
menschlichen Existenz nicht gedeckt werden kdnnen. Eine solche Situation ist nur unter exzeptionellen Umstanden
anzunehmen. Die blo3e Méglichkeit einer durch die Lebensumstande bedingten Verletzung des Art 3 EMRK ist nicht
ausreichend (VwWGH 06.11.2009, 2008/19/0174). Zu berlcksichtigen ist auch, dass nur bei Vorliegen exzeptioneller
Umstande, die dazu fiihren, dass der Betroffene im Zielstaat keine Lebensgrundlage vorfindet, die Gefahr einer
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Verletzung von Art 3 EMRK angenommen werden kann (VwWGH 06.11.2009, 2008/19/0174; 19.11.2015, Ra 2015/20/0174
ua). Das Vorliegen solcher exzeptioneller Umstande erfordert detaillierte und konkrete Darlegungen (vgl. VWGH
21.08.2001, 2000/01/0443; 07.09.2016, Ra 2015/19/0303 ua).

3.2.2. Anwendung der Rechtslage auf den gegenstandlichen Fall
Dem Beschwerdefiihrer droht in Marokko - wie oben bereits dargelegt wurde - keine asylrelevante Verfolgung.

Auch dafur, dass dem Beschwerdefuhrer im Falle einer Rickkehr nach Marokko die notdirftigste Lebensgrundlage
entzogen und die Schwelle des Art 3 EMRK Uberschritten ware, gibt es im vorliegenden Beschwerdefall keinen
Anhaltspunkt. Der Beschwerdeflihrer ist volljahrig, gesund und somit arbeitsfahig. Er hat eine mehrjahrige
Schuldbildung genossen und einige Erfahrung am Arbeitsmarkt gesammelt. So war er in der Landwirtschaft und als
Fliesenleger tatig. Auch die Angehdrigen des Beschwerdefuhrers sind in der Landwirtschaft tatig. Der
Beschwerdeflhrer lebte bis zur Ausreise bei seinen Eltern mit den zehn Geschwistern und steht ihm bei seiner
Rickkehr zumindest eine Unterkunft zur Verfligung. Auch wenn die Arbeitsmarktsituation in Marokko angespannt ist,
ergibt sich aus dem LIB, dass staatliche Subventionen verteilt werden und das nationale Arbeitsmarktservice eine
Plattform zur Arbeitssuche und fur Fortbildungsmaoglichkeiten bereitstellt. Der Beschwerdefuhrer ist in der Lage, durch
Annahme einer Tatigkeit, auch wenn es sich um Hilfsarbeiten handelt, sich zumindest eine bescheidene Existenz zu
sichern.

Damit ist der Beschwerdeflihrer durch die Abschiebung nach Marokko nicht in seinem Recht gemaR Art 3 EMRK
verletzt, weil die Grundbedurfnisse der menschlichen Existenz im konkreten Fall gedeckt werden kdnnen. Dass der
Beschwerdefiihrer allenfalls in Osterreich wirtschaftlich gegeniiber seiner Situation in Marokko besser gestellt ist,
genlgt nicht fr die Annahme, er wiirde in Marokko keine Lebensgrundlage vorfinden und somit seine Existenz nicht
decken kénnen. Hierflr fehlen im vorliegenden Fall alle Hinweise auf derart exzeptionelle Umstande.

Ganz allgemein besteht in Marokko derzeit keine solche Gefahrdungslage, dass gleichsam jeder, der dorthin
zurlckkehrt, einer Gefahrdung im Sinne des Art 2 und 3 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur EMRK
(ZPEMRK) ausgesetzt ware. Im Verfahren sind auch keine Umstande bekannt geworden und ergeben sich auch nicht
aus dem amtliches Wissen darstellenden Landerinformationsblatt fir Marokko, die nahelegen wirden, dass bezogen
auf den Beschwerdeflihrer ein reales Risiko einer gegen Art 2 oder 3 EMRK verstoBenden Behandlung bzw. der
Todesstrafe besteht.

Die Beschwerde erweist sich daher insoweit als unbegriindet, sodass sie auch hinsichtlich des Spruchpunktes II. des
angefochtenen Bescheides gemal3 § 28 Abs. 2 VWGVGiVm § 8 Abs. 1 Z 1 AsylG 2005 abzuweisen war.

3.3. Zur Nichterteilung eines Aufenthaltstitels aus berlcksichtigungswirdigen Grinden (Spruchpunkt llI. des
angefochtenen Bescheides)

3.3.1. Rechtslage

GemaR § 58 Abs. 1 AsylG 2005 hat das Bundesamt die Erteilung eines Aufenthaltstitels gemaR§ 57 AsylG 2005
(Aufenthaltstitel besonderer Schutz) von Amts wegen zu prifen, wenn der Antrag auf internationalen Schutz bezuglich
der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten als auch der Zuerkennung des Status des subsidiar
Schutzberechtigten abgewiesen wird (Z 2) oder wenn ein Fremder sich nicht rechtmaRBig im Bundesgebiet aufhalt und
nicht in den Anwendungsbereich des 6. Hauptstlickes des FPG fallt (Z 5). Gemal § 58 Abs. 2 AsylG 2005 hat das
Bundesamt einen Aufenthaltstitel gemaR § 55 AsylG 2005 (Aufenthaltstitel aus Grinden des Art 8 EMRK) von Amts
wegen zu erteilen, wenn eine Rickkehrentscheidung auf Grund des § 9 Abs. 1 bis 3 BFA-VG auf Dauer fur unzulassig
erklart wird. Das Bundesamt hat Uber das Ergebnis der von Amts wegen erfolgten Prifung der Erteilung eines
Aufenthaltstitels gemaR 8§88 55 und 57 im verfahrensabschliefenden Bescheid abzusprechen (8 58 Abs. 3 AsylG 2005).
Auch wenn der Gesetzgeber das Bundesamt im Verfahren zur Erlassung einer Rickkehrentscheidung zur Prifung und
spruchmaligen Erledigung der Voraussetzungen der 88 55 und 57 AsylG 2005 von Amts wegen, dh auch ohne
dahingehenden Antrag des Beschwerdefiihrers, verpflichtet, ist die Frage der Erteilung eines solchen Titels auch ohne
vorhergehenden Antrag im Beschwerdeverfahren gegen den negativen Bescheid durchsetzbar und daher Gegenstand
der Sachentscheidung des Bundesverwaltungsgerichts (vgl VwGH 28.01.2015, Ra 2014/20/0121).

3.3.2. Anwendung der Rechtslage auf den gegenstandlichen Fall

Indizien daflr, dass der Beschwerdefihrer einen Sachverhalt verwirklicht, bei dem ihm ein Aufenthaltstitel gemaR§ 57
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AsylG 2005 (Aufenthaltstitel besonderer Schutz) zu erteilen ware, sind weder vorgebracht worden, noch
hervorgekommen: Weder war der Aufenthalt des Beschwerdeflhrers seit mindestens einem Jahr im Sinne des § 46
Abs. 1 Z 1 oder Z 3 FPG geduldet, noch ist dieser zur Gewahrleistung der Strafverfolgung von gerichtlich strafbaren
Handlungen oder zur Geltendmachung und Durchsetzung von zivilrechtlichen Ansprichen im Zusammenhang mit
solchen strafbaren Handlungen notwendig, noch ist der Beschwerdefiihrer Opfer von Gewalt im Sinne des § 57 Abs. 1
Z 3 AsylG 2005. Ein Aufenthaltstitel gemaR3 8 57 AsylG 2005 war daher nicht zu erteilen.

Die Beschwerde erweist sich daher insoweit als unbegrindet, dass sie hinsichtlich des Spruchpunktes IIl. des
angefochtenen Bescheides gemal? § 28 Abs. 2 VWGVGiVm § 57 AsylG 2005, abzuweisen war.

3.4. Zur Ruckkehrentscheidung (Spruchpunkt IV. des angefochtenen Bescheides):
3.4.1. Rechtslage

GemalR § 10 Abs. 1 Z 3 AsylG 2005 ist eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz (dem AsylG 2005) mit einer
Ruckkehrentscheidung oder einer Anordnung zur Auflerlandesbringung gemall dem 8. Hauptstick des FPG zu
verbinden, wenn der Antrag auf internationalen Schutz sowohl beziglich der Zuerkennung des Status des
Asylberechtigten als auch der Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten abgewiesen wird.

GemdR§ 52 Abs. 1 Z 1 FPG hat das Bundesamt gegen einen Drittstaatsangehoérigen mit Bescheid eine
Ruckkehrentscheidung zu erlassen, wenn er sich nicht rechtmaRig im Bundesgebiet aufhalt. Gemal § 52 Abs. 2 Z 2 FPG
hat das Bundesamt gegen einen Drittstaatsangehdrigen unter einem (8 10 AsylG 2005) mit Bescheid eine
Riickkehrentscheidung zu erlassen, wenn dessen Antrag auf internationalen Schutz sowohl bezlglich der Zuerkennung
des Status des Asylberechtigten als auch der Zuerkennung des Status des subsididar Schutzberechtigten abgewiesen
wird und ihm kein Aufenthaltsrecht nach anderen Bundesgesetzen zukommt.

GemalR § 9 Abs. 1 BFA-VG ist die Erlassung einer Ruckkehrentscheidung gemaf3§ 52 FPG, wenn dadurch in das Privat-
oder Familienleben des Fremden eingegriffen wird, zuldssig, wenn dies zur Erreichung der im Art 8 Abs. 2 EMRK
genannten Ziele dringend geboten ist. Bei der Beurteilung des Privat- und Familienlebens im Sinne des Art 8 EMRK sind
insbesondere die in 8 9 Abs. 2 Z 1 bis 9 BFA-VG aufgezahlten Gesichtspunkte zu bertcksichtigen (die Art und Dauer des
bisherigen Aufenthaltes und die Frage, ob der bisherige Aufenthalt des Fremden rechtswidrig war, das tatsachliche
Bestehen eines Familienlebens, die Schutzwurdigkeit des Privatlebens, der Grad der Integration, die Bindungen zum
Heimatstaat des Fremden, die strafgerichtliche Unbescholtenheit, VerstolRe gegen die o6ffentliche Ordnung,
insbesondere im Bereich des Asyl-, Fremdenpolizei- und Einwanderungsrechts, die Frage, ob das Privat- und
Familienleben des Fremden in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die Beteiligten ihres unsicheren
Aufenthaltsstatus bewusst waren, die Frage, ob die Dauer des bisherigen Aufenthaltes des Fremden in den Behdrden

zurechenbaren Uberlangen Verzégerungen begriindet ist).
3.4.2. Anwendung der Rechtslage auf den Beschwerdefall

Zu prufen ist, ob die von der belangten Behdérde getroffene Rickkehrentscheidung mit Art 8 EMRK vereinbar ist, weil
sie nur dann zulassig ware und nur im verneinenden Fall ein Aufenthaltstitel nach § 55 AsylG 2005 Uberhaupt in

Betracht kame. Die Vereinbarkeit mit Art 8 EMRK ist aus folgenden Griinden gegeben:

Das vorliegende Asylverfahren erreichte, gerechnet von der Antragstellung am 30.11.2020 bis zum Datum der
angefochtenen Entscheidung am 07.12.2020 eine kurze Dauer von gar nur einer Woche. Der Beschwerdeflhrer hat seit
15.12.2020 keinen aufrechten Wohnsitz mehr im Bundesgebiet und dauerte sein Aufenthalt folglich nur knappe zwei
Wochen an. Der Aufenthalt des Beschwerdeflhrers beruhte auf einer vorldufigen, nicht endgultig gesicherten
rechtlichen Grundlage, weshalb dieser nicht darauf vertrauen durfte, dass er sich in Osterreich auf rechtlich gesicherte
Weise bleibend verfestigen kann.

Das Gewicht seiner privaten Interessen ware daher dadurch gemindert, dass sie in einem Zeitpunkt entstanden waren,
in dem er sich seines unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst war (vgl VwWGH 19.02.2009, 2008/18/0721; 30.04.2009,
2009/21/0086; VfSlg. 18.382/2008 mHa EGMR 24.11.1998, 40.447/98, Mitchell; EGMR 11.04.2006, 61.292/00, Useinov).
Der Beschwerdefuhrer fuhrt - wie die belangte Behdrde zu Recht ausfihrt - nach eigenen Angaben keine
Lebensgemeinschaft oder eine ,familiendhnliche” Beziehung in Osterreich. Es fehlen angesichts des nur knapp Uber
zwei Wochen andauernden Aufenthalt aber alle Sachverhaltselemente, aus denen sich die Existenz gewisser - unter
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dem Gesichtspunkt des Privatlebens relevanter - Bindungen allenfalls hatte ergeben kdnnen. Gleichzeitig hat der
Beschwerdefiihrer in seinem Herkunftsstaat, in dem er aufgewachsen ist und den Grofteil seines bisherigen Lebens
verbracht hat, sprachliche und kulturelle Verbindungen und auch familidare Anknupfungspunkte.

Dem allenfalls bestehenden Interesse des Beschwerdefiihrers an einem Verbleib in Osterreich (bzw Europa) stehen
offentliche Interessen daran gegeniber, dass das geltende Migrationsrecht auch vollzogen wird, indem Personen, die
ohne Aufenthaltstitel aufhaltig sind - gegebenenfalls nach Abschluss eines allfalligen Verfahrens tber einen Antrag auf
internationalen Schutz - auch zur tatsachlichen Ausreise verhalten werden. Bei einer Gesamtbetrachtung wiegt unter
diesen Umstanden das &ffentliche Interesse an der Aufrechterhaltung der Durchsetzung der geltenden Bedingungen
des Einwanderungsrechts und an der Befolgung der den Aufenthalt von Fremden regelnden Vorschriften, denen aus
der Sicht des Schutzes und der Aufrechthaltung der &ffentlichen Ordnung - und damit eines von Art 8 Abs. 2 EMRK
erfassten Interesses - ein hoher Stellenwert zukommt (vgl. zB. VwGH 30.04.2009, 2009/21/0086), schwerer als die nicht
bis maximal sehr schwach bestehenden privaten Interessen des Beschwerdefiihrers am Verbleib in Osterreich.

Ebenso wenig vermag die strafgerichtliche Unbescholtenheit seine personlichen Interessen entscheidend zu starken
(VWGH 25.02.2010, 2010/18/0029).

Die Erlassung einer Ruckkehrentscheidung kann daher nicht im Sinne von§ 9 Abs. 2 BFA-VG als unzuldssig angesehen
werden, weshalb auch die Erteilung eines Aufenthaltstitels nach § 55 AsylG 2005 nicht in Betracht kommt.

Die sonstigen Voraussetzungen einer Ruckkehrentscheidung nach§ 10 Abs. 1 Z 3 AsylG 2005 und § 52 Abs. 2 Z 2 FPG
sind erflllt. Sie ist auch sonst nicht (zB vortbergehend nach Art 8 EMRK, vgl § 9 Abs. 3 BFA-VG und VWGH 28.04.2015,
Ra 2014/18/0146) unzulassig. Der Beschwerdeflhrer verflgt auch tber kein sonstiges Aufenthaltsrecht.

Die Beschwerde erweist sich daher insoweit als unbegriindet, dass sie hinsichtlich des Spruchpunktes IV. des
angefochtenen Bescheides gemal § 28 Abs. 2 VWGVG iVm § 10 Abs. 1 Z 3 AsylG 2005 iVm § 9 BFA-VG und § 52 Abs. 2 Z
2 FPG abzuweisen war.

3.5. Zum Ausspruch, dass die Abschiebung nach Marokko zulassig ist (Spruchpunkt V.):
3.5.1. Rechtslage

Gemal § 52 Abs. 9 FPG hat das Bundesamt mit einer Ruckkehrentscheidung gleichzeitig festzustellen, ob die
Abschiebung des Drittstaatsangehdrigen gemal § 46 FPG in einen oder mehrere bestimmte Staaten zulassig ist. Dies
gilt nicht, wenn die Feststellung des Drittstaates, in den der Drittstaatsangehorige abgeschoben werden soll, aus vom
Drittstaatsangehorigen zu vertretenden Grinden nicht moglich ist. Die Abschiebung in einen Staat ist gemaR § 50 Abs.
1 FPG unzuldssig, wenn dadurch Art 2 oder 3 EMRK oder deren 6. bzw 13. ZPEMRK verletzt wirden oder flr den
Betroffenen als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkirlicher Gewalt
im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes verbunden ware. GemaR 8 50 Abs. 2 FPG ist die
Abschiebung in einen Staat unzuldssig, wenn stichhaltige Grinde fiir die Annahme bestehen, dass dort das Leben des
Betroffenen oder seine Freiheit aus Grinden seiner Rasse, Religion, Nationalitat, Zugehorigkeit zu einer bestimmten
sozialen Gruppe oder persdnlichen Ansichten bedroht ware, es sei denn, es bestehe eine innerstaatliche
Fluchtalternative. Nach & 50 Abs. 3 FPG ist die Abschiebung unzulassig, solange ihr die Empfehlung einer vorlaufigen
Malinahme durch den Europaischen Gerichtshof fir Menschenrechte entgegensteht.

3.5.2. Anwendung der Rechtslage auf den vorliegenden Fall

Im vorliegenden Fall liegen keine Griinde vor, wonach die Abschiebung in den Herkunftsstaat gemaRs 50 Abs. 1 FPG

unzuldssig ware.

Ein inhaltliches Auseinanderfallen der Entscheidungen nach& 8 Abs. 1 AsylG (zur Frage der Gewdhrung von
subsididrem Schutz) und nach § 52 Abs. 9 FPG (zur Frage der Zulassigkeit der Abschiebung) ist ausgeschlossen. Damit
ist es unmoglich, die Frage der Zulassigkeit der Abschiebung in den Herkunftsstaat im Rahmen der von Amts wegen zu
treffenden Feststellung nach § 52 Abs. 9 FPG neu aufzurollen und entgegen der getroffenen Entscheidung Uber die
Versagung von Asyl und subsididrem Schutz anders zu beurteilen (vgl. dazu etwa VwGH, 16.12.2015, Ra 2015/21/0119
und auch die Beschlisse VWGH 19.02.2015, Ra 2015/21/0005 und 30.06.2015, Ra 2015/21/0059 - 0062).

Die Abschiebung ist auch nicht unzuldssig im Sinne des§8 50 Abs. 2 FPG, da dem Beschwerdeflihrer keine
Fluchtlingseigenschaft zukommt.
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Weiters steht keine Empfehlung einer vorlaufigen MalRBnahme durch den Europdischen Gerichtshof flr
Menschenrechte der Abschiebung entgegen.

Die im angefochtenen Bescheid getroffene Feststellung der Zuldssigkeit der Abschiebung nach Marokko erfolgte daher
zu Recht.

Die Beschwerde erweist sich daher insoweit als unbegrindet, dass sie hinsichtlich des Spruchpunktes V. des
angefochtenen Bescheides gemal3 8 28 Abs. 2 VWGVGiVm 8§ 52 Abs. 9 FPG abzuweisen war.

3.6. Zum Ausspruch, dass keine Frist fur die freiwillige Ausreise besteht (Spruchpunkt VI. des angefochtenen
Bescheides):

Gemal 8 55 Abs. 1a FPG besteht unter anderem eine Frist fir die freiwillige Ausreise nicht, wenn eine Entscheidung
auf Grund eines Verfahrens gemaR § 18 BFA-VG durchfuhrbar wird. Hierunter fallen neben Verfahren, in denen einer
Beschwerde ex lege keine aufschiebende Wirkung zukam, auch die Verfahren, in denen das BFA die aufschiebende
Wirkung aberkannt hat und in denen jeweils keine Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung durch das
Bundesverwaltungsgericht gemal3 § 18 Abs. 5 BFA-VG erfolgt ist.

Im vorliegenden Fall hat die belangte Behorde einer Beschwerde gegen den bekampften Bescheid vom 07.12.2020 die
aufschiebende Wirkung - zu Recht aberkannt, wie unten zu zeigen sein wird.

Nach § 18 Abs. 5 BFA-VG hat das Bundesverwaltungsgericht der Beschwerde, der die aufschiebende Wirkung vom BFA
aberkannt wurde, binnen einer Woche ab Vorlage der Beschwerde die aufschiebende Wirkung zuzuerkennen, wenn
anzunehmen ist, dass eine Zurlckweisung, Zurtickschiebung oder Abschiebung des Fremden in seinen Herkunftsstaat
eine reale Gefahr einer Verletzung von Art 2 EMRK, Art 3 EMRK, Art 8 EMRK oder der Protokolle Nr 6 oder Nr 13 zur
Konvention bedeuten wirde oder fur ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der
Unversehrtheit infolge willkirlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich

bringen wirde.

Wie bereits oben erortert, besteht bei der Rickkehr des Beschwerdefiihrers nach Marokko keine Gefahr, dass diesem
die Todesstrafe, die Folter, eine unmenschliche Behandlung oder fir ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des
Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkurlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen
Konfliktes drohen. Ein von Art 8 EMRK geschutzter Eingriff in sein Privat- und Familienleben ist ebenfalls mangels
Bestehens eines schiitzenswerten Privat- und Familienleben in Osterreich nicht zu befiirchten. Die nach der standigen
Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes durchzufihrende Interessensabwagung zwischen den Interessen des
Beschwerdefiihrers und jenen Osterreichs ergibt, wie bereits oben ausgefiihrt, einen Uberhang der Interessen
Osterreichs an der unverziglichen Vollstreckung des bekdmpften Bescheides. Damit waren keine Griinde fir die
Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung gemal3 8 18 Abs. 5 BFA-VG gegeben.

Zu Recht hat daher die belangte Behdrde 8 55 Abs. 1a FPG zur Anwendung gebracht. Die Beschwerde erweist sich
daher insoweit als unbegriundet, dass sie auch hinsichtlich des Spruchpunktes VI. des angefochtenen Bescheides
gemal § 28 Abs. 2 VWGVG abzuweisen war.

3.7.  Zur Aberkennung der aufschiebenden Wirkung (Spruchpunkt VII. des angefochtenen Bescheides):

GemalRR 8 18 Abs. 1 Z 1 BFA-VG kann vom BFA einer Beschwerde gegen eine abweisende Entscheidung Uber einen
Antrag auf internationalen Schutz die aufschiebende Wirkung aberkennen, wenn der Asylwerber aus einem sicheren
Herkunftsstaat (8 19 BFA-VG) stammt. Sichere Herkunftsstaaten sind unter anderem die Herkunftsstaaten, die mit
Verordnung der Bundesregierung als sichere Herkunftsstaaten festgestellt wurden (§ 19 Abs. 5 Z 2 BFA-VG).

Nach 8 1 Z 9 Herkunftsstaaten-Verordnung gilt Marokko, wie oben bereits ausgefuhrt, als sicherer Herkunftsstaat.

Die nach der standigen Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes durchzufiihrende Interessensabwagung zwischen den
Interessen des Beschwerdefihrers und jenen Osterreichs ergibt ein Uberwiegen der Interessen Osterreichs an der
unverziglichen Vollstreckung des bekampften Bescheides, weshalb die Aberkennung der aufschiebenden Wirkung
einer Beschwerde gegen den gegenstandlichen bekampften Bescheid zuldssig war.

Die Beschwerde erweist sich daher insoweit als unbegriindet, dass sie auch hinsichtlich des Spruchpunktes VI. des
angefochtenen Bescheides gemal3 § 28 Abs. 2 VWGVGiVm 8§ 18 Abs. 1 BFA-VG abzuweisen war.
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4. Unterbleiben einer mandlichen Verhandlung

Gemal 8 21 Abs. 7 BFA-VG kann eine mundliche Verhandlung unterbleiben, wenn der Sachverhalt aus der Aktenlage in
Verbindung mit der Beschwerde geklart erscheint oder sich aus den bisherigen Ermittlungen zweifelsfrei ergibt, dass
das Vorbringen nicht den Tatsachen entspricht.

Eine mundliche Verhandlung kann unterbleiben, wenn der fur die rechtliche Beurteilung entscheidungsrelevante
Sachverhalt von der Verwaltungsbehérde vollstandig in einem ordnungsgemaBen Ermittlungsverfahren erhoben
wurde und bezogen auf den Zeitpunkt der Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts immer noch die gesetzlich
gebotene  Aktualitdit und Vollstandigkeit aufweist. Ferner muss die Verwaltungsbehdrde die die
entscheidungsmafgeblichen Feststellungen tragende Beweiswirdigung in gesetzmaBiger Weise offen gelegt haben
und das Bundesverwaltungsgericht diese tragenden Erwagungen der verwaltungsbehdrdlichen Beweiswirdigung in
seiner Entscheidung teilen. Auch darf im Rahmen der Beschwerde kein dem Ergebnis des behdrdlichen
Ermittlungsverfahrens entgegenstehender oder darliber hinausgehender fir die Beurteilung relevanter Sachverhalt
behauptet werden, wobei bloR unsubstantiiertes Bestreiten ebenso aul3er Betracht zu bleiben hat, wie ein Vorbringen,
das gegen das in § 20 BFA-VG festgelegte Neuerungsverbot versto3t (VwGH 28.05.2014, 2014/20/0017). Eine mandliche
Verhandlung ist bei konkretem sachverhaltsbezogenem Vorbringen des Revisionswerbers vor dem VwG
durchzufuhren (VwGH 30.06.2015, Ra 2015/06/0050, mwN). Eine muindliche Verhandlung ist ebenfalls durchzufiihren
zur mundlichen Erérterung von nach der Aktenlage strittigen Rechtsfragen zwischen den Parteien und dem Gericht
(VWGH 30.09.2015, Ra 2015/06/0007, mwN) sowie auch vor einer erganzenden Beweiswurdigung durch das VwG
(VWGH 16.02.2017, Ra 2016/05/0038).8 21 Abs. 7 BFA-VG 2014 erlaubt andererseits das Unterbleiben einer
Verhandlung, wenn - wie im vorliegenden Fall - deren Durchfiihrung in der Beschwerde ausdrucklich beantragt wurde,
wenn der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklart erscheint (VwGH 23.11.2016, Ra
2016/04/0085; 22.01.2015, Ra 2014/21/0052 ua). Diese Regelung steht im Einklang mit Art 47 Abs. 2 GRC (VwGH
25.02.2016, Ra 2016/21/0022).

Die vorgenannten Kriterien treffen in diesem Fall zu. Der Sachverhalt ist durch die belangte Behdrde vollstandig
erhoben und weist - aufgrund des Umstandes, dass zwischen der Entscheidung durch die belangte Behdrde und jener
durch das Bundesverwaltungsgericht weniger als ein Monat liegt - die gebotene Aktualitat auf. Der Beweiswurdigung
durch die belangte Behdrde hat sich das Bundesverwaltungsgericht zur Ganze angeschlossen. Das
Beschwerdevorbringen weist keinerlei individuellen Bezug zum gegenstandlichen Verfahren auf. Es ist somit
unsubstantiiert. Es lagen keine strittigen Sachverhalts- oder Rechtsfragen vor und waren auch keine Beweise
aufzunehmen. Daher konnte aufgrund der Aktenlage entschieden werden.

Zudem liegt ein Verfahren nach§ 18 BFA-VG vor, welches das Bundesverwaltungsgericht verpflichtet, innert 7 Tagen zu
entscheiden, es sei denn, es lagen Griinde vor, die aufschiebende Wirkung nach § 18 Abs. 5 VFA-VG zuzuerkennen. Dies
war im gegenstandlichen Fall - wie oben dargelegt - aber nicht gegeben.

Die Abhaltung einer 6ffentlichen mundlichen Verhandlung konnte sohin gemaR§ 21 Abs. 7 BFA-VG iVm § 24 VwWGVG
unterbleiben.

Zu B) Unzulassigkeit der Revision:

GemalR§ 25a Abs. 1 VwWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden.

Die Revision ist gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssig, weil die Entscheidung nicht von der Losung einer
Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von
der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung zu Kriterien
von asylrelevanten Vorbringen; weiters ist die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht
als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu
I6senden Rechtsfrage vor.
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